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FINANZPOLITIK

Beschleunigte Expansion 
des staatlichen Sektors ab 1971

Dr. Eberhard Thiel, Hamburg

Die Disl<ussionen um die Einbringung des Bun­
deshaushaltsplanes fü r 1971 in Höhe von

100,1 Mrd. DM scheinen ihren Höhepunict noch 
nicht überschritten zu haben. Das kann nicht nur 
m it der Überschreitung der magischen 100 Mrd. 
DM-Grenze erklärt werden; denn die eigentlich 
relevante Summe der Ausgaben aller Gebiets­
körperschaften liegt schon seit 1962 darüber und 
w ird 1971 schon mehr als 200 Mrd. DM betragen. 
Vielmehr richten sich die Argumente auf zwei 
andere Aspekte der Haushaltsplanung.

Stabilitätspolitische Bedenken

Zunächst g ib t es konjunkturpolitische Bedenken, 
in einer Zeit der Instabilität des Preisniveaus die 
Aufmerksamkeit der Wirtschaftssubjekte auf eine 
Expansion der Bundesausgaben um 12,1 %  für 
1971 zu lenken. In der Tat sind daraufhin Disposi­
tionen einzelner Branchen denkbar, die den Sta­
bilitätszielen zuwiderlaufen; insgesamt dürften 
jedoch die für 1971 erkennbaren Tendenzen diese 
Befürchtungen kaum so massiv bestätigen. Die 
sich im privaten Sektor spätestens fü r das zweite 
Halbjahr 1971 abzeichnende nachlassende Akti­
vitä t würde durch die vorgesehene Expansion der 
staatlichen Nachfrage in dem für das angestrebte 
Wachstum erforderlichen Maße gestützt werden. 
Insgesamt wird dennoch mit abnehmender Wachs­
tums- und Inflationsrate gerechnet. Sollten jedoch 
Faktoren auftreten, die diesen Projektionen zu­
widerlaufen, hat die Regierung genügend Mög­
lichkeiten, während des Vollzuges des Haushalts­
plans ihre Aktivität zu variieren. Schließlich stimm­
ten die Soll-Werte nie m it den Ist-Werten über­
ein, ohne daß es darüber ex post zu schärferen 
Auseinandersetzungen gekommen wäre.

Das Vorhalten von kontraktiv oder expansiv w ir­
kenden Eventualhaushalten sollte dagegen nicht 
nur angekündigt, sondern auch öffentlich disku­
tie rt werden. So wäre es sehr interessant zu wis­
sen, ob bei evtl. kontraktiven Maßnahmen von der 
Prioritätensetzung, die gerade in diesem Haushalt

gewisse Akzentverschiebungen zeigt, abgewichen 
werden wird. Solche Rechnungen würden die 
Intentionen dieser m ittelfristigen Finanzplanun­
gen noch klarer zum Ausdruck bringen. Die de­
battierte Trennung des Budgets in einen Kern- 
und einen Zusatzhaushalt würde die Transparenz 
des staatlichen Geschehens dagegen nicht er­
höhen, und Ihre Praktikabilität dürfte nicht hoch 
einzuschätzen sein.

Erhöhung des Staatsanteils

Der andere Aspekt betrifft die im Vergleich zur 
erwarteten Wachstumsrate des Bruttosozialpro­
duktes höhere Expansion der öffentlichen Haus­
halte bis 1974. Die Erhöhung des Staatsanteils am 
wirtschaftlichen Geschehen In der BRD mit ihren 
Konsequenzen fü r die Finanzierung zeigt deut­
lich neue Probleme auf. Ehe sie diskutiert werden, 
ist jedoch die m ittelfristige Finanzplanung des 
Bundes bis zum Jahre 1974 kurz zu analysieren.

Ausgangspunkt dieser m ittelfristigen Voraus­
schätzungen sind die gesamtwirtschaftlichen Ziel­
projektionen bis zum Jahre 1974. Während das 
Bruttosozialprodukt von 1970 bis 1974 jährlich im 
Durchschnitt um 4 ,7%  real und um 7 ,1%  nomi­
nal zunehmen soll, werden die Ausgaben der Ge­
bietskörperschaften um rd. 9 %  jährlich steigen. 
Der Bund soll an dieser m ittelfristigen staatlichen 
Ausgabenexpansion mit jährlich 9,3 %  teilnehmen, 
so daß sein Anteil am Staatssektor und am Brutto­
sozialprodukt steigen wird. Das für das Ausgangs­
jahr 1971 bemerkenswerte Auseinanderklaffen der 
Wachstumsraten fü r den Bund gegenüber den
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mittelfristig angestrebten Werten zeigt deutlich 
die Diskrepanz zwischen kurz- und m ittelfristiger 
Orientierung, die auf die stärkere Beachtung der 
Ausgangssituation zurückzuführen ist. Die Ge­
samtausgaben des Bundes sollen von 100 Mrd. 
DM im Jahre 1971 auf 127 Mrd. DM 1974 steigen, 
was eine abnehmende jährliche Steigerungsrate 
von 12,1 %  (1971) auf 8 %  (1974) bedeutet.

Bildung mit liödisler Zuwadisrate

Ein Blick auf die funktionale Gliederung der Bun­
desausgaben für diese Jahre zeigt, daß bei einer 
Gesamtsteigerungsrate von 42 %  die mit Abstand 
höchste Wachstumsrate auf den Bereich Bildung, 
Wissenschaft und Forschung entfällt, der sich um 
225%  ausdehnen wird. Mit einem Anteil von 
mehr als 8 %  am Gesamthaushalt wird er dann 
erstmals zu einem beachtenswerten Posten der 
künftigen Budgetgestaltung werden. Die stark 
steigenden Ausgaben fü r wissenschaftliche Hoch­
schulen umfassen hauptsächlich Investitionen und 
steigen von 0,8 Mrd. DM auf 2,1 Mrd. DM. Der 
Ausgabenansatz für die Forschung außerhalb der 
Hochschulen bildet den Kern der Ausgabenstei­
gerung in diesem Bereich. Von 1,9 Mrd. DM 1970 
wird dieser Posten auf 6,5 Mrd. DM ansteigen. 
Dazu zählen die Ausgaben für Grundlagenfor­
schung auf dem Gebiet der Kern- und Weltraum­
forschung und im Bereich der elektronischen 
Datenverarbeitung. Für 1974 ist in Höhe von
2,2 Mrd. DM eine Planungsreserve vorgesehen, 
die fü r zur Zeit noch nicht vorhersehbare Vor­
haben eingesetzt w ird. Von besonderem Interesse 
ist die starke Zunahme der Ausgaben für die 
Ausbildungsförderung um mehr als 1 Mrd. DM. 
Der absolut zwar geringe Ansatz fü r Gesundheit 
und Sport soll verdoppelt werden.

In der Rangskala der Zuwachsraten und damit 
der Prioritäten der Bundesregierung fo lgt der 
Bereich Wohnungswesen und Raumordnung. Die 
Ausgaben für die Förderung des Wohnungsbaues 
und des Wohnungswesens werden sich 1974 ge­
genüber 1971 jedoch kaum verändert haben. Zwar 
ist ein langfristiges Programm im Rahmen des 
Wohnungsbaues konzipiert worden, aber dessen 
Steigerung auf mehr als 500 Mill. DM im Jahre 
1974 wird durch einen Rückgang der Ausgaben 
fü r andere Projekte kompensiert. Eine erhebliche 
Steigerung ist dagegen für die Förderung des 
Städtebaues vorgesehen. Zwar erscheint der Be­
trag von 220 Mill. DM (1974) angesichts der an­
stehenden Aufgaben noch gering, dennoch ist die 
stärkere Beachtung dieser Aufgabe zu erkennen. 
Die Verabschiedung des Städtebauförderungsge­
setzes wird diesen Ausgabenposten in Zukunft 
noch stärker in den M ittelpunkt der Diskussion 
rücken. Für eine langfristige Sicherung des 
Wachstums und der befriedigenden Gestaltung

der Städte ist zu hoffen, daß im Rahmen des 
Wohnungsbaues und der Raumordnungspolitik 
eine ähnliche, auch nach außen hin erkennbar 
werdende Forcierung in der Prioritätensetzung 
erfolgt, wie sie für den Bildungs- und Forschungs- 
sektor schon sichtbar wird.

Größter Anteil für soziale Sicherung

Wie bisher w ird der Posten soziale Sicherung 
weiterhin den größten Anteil an den Bundesaus­
gaben haben. Die Steigerungsraten werden je­
doch insgesamt unter dem Durchschnitt liegen. 
Die höchsten Ausgaben werden die Zuschüsse 
des Bundes zu den Rentenversicherungen und 
für die Kriegsopferversorgung sein. Die in diesem 
Bereich notierten Ansätze für Wohngeld werden 
erheblich ansteigen, sollten allerdings sinnvoller­
weise den Ausgaben für das Wohnungswesen zu­
gerechnet werden. Auch die stark zunehmenden 
Ausgaben für Spar- und Wohnungsbauprämien 
sollten so eingeordnet werden, daß ihre Bedeu­
tung für die Vermögensverteilung deutlicher er­
kennbar wird.

Die Verteidigungsausgaben als zweitgrößter Ein­
zelposten werden auf 24,6 Mrd. DM anwachsen 
und ebenfalls in ihrer relativen Bedeutung ab­
nehmen. Ob sich dieser Ansatz realisieren läßt, 
hängt von den künftigen militärpolitischen Ent­
scheidungen ab, die besonders die Übernahme 
jener Lasten in das Budget betreffen werden, 
die bisher im Rahmen der Devisenausgleichszah­
lungen abgegolten wurden. Im Verkehrswesen 
dominieren die steigenden Ausgaben fü r den 
Straßenbau, die von 4,9 Mrd. DM auf 6,4 Mrd. 
DM anwachsen werden. Die Zuschüsse an die 
Deutsche Bundesbahn werden 1974 den bemer­
kenswert hohen Betrag von 4,9 Mrd. DM errei­
chen.

im Rahmen der Entwicklungshilfe ist eine Zu­
nahme in Höhe von 1,1 Mrd. DM auf 3,3 Mrd. DM 
vorgesehen. Die Zinszahlungen werden von 
2,8 Mrd. auf 4,9 Mrd. DM ansteigen. Daneben 
ist im Rahmen der allgemeinen Finanzen 1974 ein 
Posten von 5 Mrd. DM für Personalverstärkungs­
mittel vorgesehen. Das bedeutet, daß sich die 
Steigerungsraten fü r die personalintensiven Aus­
gabenbereiche gegenüber den genannten An­
sätzen noch erhöhen dürften. Außerdem sind
4,2 Mrd. DM für globale Mehrausgaben für noch 
nicht konkretisierte Maßnahmen eingesetzt wor­
den.

Ausgaben für Europäische Gemeinschaften

Ein w ichtiger Posten sind die Ausgaben für die 
Europäischen Gemeinschaften. So werden 1974 
rund 2 Mrd. DM dafür aufgewendet werden. Durch
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die Neuregelung der Finanzierung der Europäi­
schen Gemeinschaften Ist hier ein bemerkens­
werter Wandel zu beachten. Während die Bei­
träge von 1971 an laufend abnehmen, wird sich 
die Abführung der Zölle von 1,2 Mrd. DM auf
3.4 Mrd. DM erhöhen. Diesen Aufwendungen ste­
hen Minderausgaben infolge von Zuweisungen 
des Europäischen Ausgleichs- und Garantiefonds 
fü r die Landwirtschaft gegenüber, die im Zusam­
menhang mit den landwirtschaftlichen Marktord­
nungen gesehen werden müssen. Die Ausgaben 
fü r Marktordnungen werden insgesamt von
4.4 Mrd. DM auf 2,9 Mrd. DM sinken, wobei aber 
fü r 1974 die Ansätze für den Aufwertungsausgleich 
noch nicht fix iert werden konnten.

Insgesamt fä llt die starke Steigerung der Investi­
tionsausgaben um 4 8 %  von 14,2 Mrd. DM auf 
21 Mrd. DM auf, wobei auf die Realinvestitionen 
jedoch nur eine Erhöhung von 4,7 Mrd. DM auf
6.5 Mrd. DM entfällt. Damit steigt der Anteil der 
investiven Ausgaben an den Gesamtausgaben 
erheblich. Hinzuzurechnen sind noch die investi­
ven Anteile derGlobalansätze; außerdem soll noch 
auf den Betrag von 9,4 Mrd. DM (1974) hinge­
wiesen werden, der Im Rahmen der Verteidigungs­
ausgaben investiven Charakter hat. Unter Wachs­
tumsgesichtspunkten sind noch laufende Aus­
gaben für Bildung und Forschung, für das Ver­
kehrswesen und für die Gesundheit als kapazi­
tätswirksam hinzuzufügen. Die steigenden Aus­
gaben in diesen Bereichen sind insgesamt durch­
aus geeignet, das Wachstumspotential zu er- 
nöhen.

Steigende Nettokreditaufnahmen

Bei der Betrachtung der Finanzierungsplanung 
dieser Ausgabenexpansion zeigt sich, daß die 
Steuereinnahmen weiterhin den Hauptteil der 
îtaatlichen Einnahmen ausmachen werden. Der 
Teil der Ausgaben, der durch Steuern gedeckt 
verden soll, wird jedoch sinken, so daß auch bei 
Beachtung der Verwaltungseinnahmen ein stel­
lender Finanzierungssaldo verbleiben wird. Die 
Jettokreditaufnahmen werden von 2,7 Mrd. DM 
1971) auf 9,4 Mrd. DM (1974) ansteigen. Die 
îruttokreditaufnahmen werden jedoch von 6,4Mrd. 
luf 13,5 Mrd. DM steigen, was zur Beurteilung 
1er Kapitalmarktrelevanz dieser vorgelegten 
'inanzplanung bei gesamtwirtschaftlichen Be- 
rachtungen nicht zu übersehen ist.

)er eingangs genannte zweite relevante Aspekt 
1er Finanzplanung betrifft die relative Ausdeh- 
ung der Staatstätigkeit. Die Ausgaben des Bun- 
es und der übrigen Gebietskörperschaften war­
en Im Vergleich zum Bruttosozialprodukt über- 
roportional ansteigen. Diese Ausdehnung des 
taatsanteils zeigt sich auch in der projizierten 
erwendungsrechnung des Bruttosozialproduktes.

Der Anteil des privaten Verbrauchs soll von 55 %  
(1970) auf 5 4 %  (1974) zurückgehen. Der Anteil 
des Staatsverbrauchs wird von 15%  auf 17%  
steigen; die Bruttoinvestitionen werden von 27,7 %  
leicht auf 27,5%  absinken. Daß trotz der über­
proportional steigenden öffentlichen Investitionen 
der Prozentsatz der Bruttoinvestitionen am Brutto­
sozialprodukt zurückgehen wird, liegt hauptsäch­
lich an dem geringen Gewicht der öffentlichen 
Investitionen im Vergleich zu den privaten Auf­
wendungen. Es bleibt also insgesamt eine Aus­
dehnung des Staatssektors, besonders beim 
Staatsverbrauch, und ein Rückgang im privaten 
Konsum. Der Wille, den privaten Verbrauch nicht 
mehr als tabu zu betrachten, ließ sich schon bei 
der Heranziehung der privaten Einkommen zur 
Konjunkturstabilisierung Mitte 1970 erkennen.

Staatsausgaben als Quasi-Produktionsfaktor

Sicherlich sollte diese Entwicklung noch nicht 
überbewertet werden. Aber das Ziel der Regie­
rung, einen solchen Strukturwandel zumindest 
einzuleiten, ist zu beachten. Dahinter steht der 
Wunsch, bestimmte Ausgabenkategorien über­
proportional wachsen zu lassen, was besonders 
auf die oben diskutierten Bereiche Bildung, Wis­
senschaft, Forschung, Gesundheitswesen, Woh­
nungsbau und Raumordnung zutrifft. Zu einem 
großen Teil sind es staatliche Leistungen, die 
direkt oder indirekt dem privaten Sektor als 
Vorleistungen zugute kommen. Denn neben den 
Sozialtransfers, die d irekt zu Haushaltseinkom­
men werden, sind die Ausgaben für die genannten 
Bereiche Voraussetzung dafür, daß überhaupt 
privater Konsum und private Investitionen in 
einem ausreichenden Maße, In einer befriedigen­
den Struktur und Verteilung garantiert werden 
können. Hier zeigt sich besonders deutlich der 
Charakter der Staatsausgaben als Quasi-Pro­
duktionsfaktor. Somit entfällt eigentlich auch die 
strenge Unterscheidung in privaten und öffent­
lichen Verbrauch. Denn letztlich werden viele die­
ser Staatsleistungen d irekt zum privaten Ver­
brauch oder sind eine notwendige Bedingung 
dafür. Die starke Ausdehnung des Staatsver­
brauchs zu Lasten des privaten Konsums sollte 
daher nicht unter dem Aspekt der Verdrängung, 
sondern als eine sinnvolle Ergänzung betrachtet 
werden.

Der Grund dafür, daß der private Sektor diese 
Ausgaben nicht d irekt vornimmt, sei es als Kon­
sum der privaten Haushalte oder als Investitionen, 
sondern daß der Staat diese Aufgaben zu Kollek­
tivgütern deklariert, ist darin zu suchen, daß die 
privaten Sektoren von sich aus ohne diese 
Zwangsmaßnahmen Niveau, Struktur und Ver­
teilung der Leistungen gesamtwirtschaftlich nicht 
befriedigend garantieren können. Es taucht die
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Frage auf, nach welchen Kriterien der Staat sol­
che Aufgaben übernehmen soll, in welcher Struk­
tu r er sie durchführen und wie die Verteilung 
seiner Leistungsabgaben erfolgen soll. Hier sind 
die ökonomischen Kriterien sicherlich ein wich­
tiges Hilfsmittel, dom iniert werden sie jedoch von 
grundsätzlichen gesellschaftspolitischen Entschei­
dungen.

Bedarfsrechnungen notwendig

Die Forderung an den staatlichen Sektor, die vor­
handenen knappen Ressourcen nun tatsächlich 
nach den vorgegebenen gesellschaftspolitischen 
Zielen auch ökonomisch zu erbringen, d. h. unter 
Berücksichtigung von Kosten und Erträgen, wird 
bei steigendem Anteil des Staatssektors immer 
drängender. Es sollte daher ein noch höherer 
Anteil der Ausgaben in den einzelnen Ressorts 
dazu verwendet werden, vor Beginn der starken 
Expansionen in den einzelnen Bereichen verbind­
liche Planungen auch ökonomisch zu rechtfertigen. 
Wenn auch allgemein die Expansion der Ausga­
ben fü r Infrastrukturmaßnahmen gebillig t wird, 
ist dennoch vor gewissen Fehlentwicklungen zu 
warnen. Denn nicht jede staatliche Infrastruktur­
maßnahme ist generell schon gesamtwirtschaftlich 
positiv zu beurteilen. Paragraph sieben der Bun­
deshaushaltsordnung spricht diesen Zusammen­
hang deutlich aus und fordert, fü r geeignete Maß­
nahmen Nutzen-Kosten-Untersuchungen anzustel­
len. Die Gefahr der Schaffung von Überkapazitä­
ten ist gerade in Zeiten der starken Expansion 
bestimmter Programme nicht auszuschließen. 
Solche Entwicklungen können langfristig die ge­
samtwirtschaftliche Struktur negativ festlegen. Die 
Gefahr erhöht sich besonders dann, wenn es sich 
um Programme handelt, die aufgrund der Kom­
petenzverteilung auch zwischen Bund und Län­
dern nur unzureichend koordiniert nebeneinan­
der herlaufen. Die integrierte Planung der staat­
lichen Aktivitäten ist daher dringend geboten. Das 
g ilt besonders dann, wenn die Nachfrage des 
privaten Sektors durch private oder öffentliche 
Propagierung stark angereizt wird. Wenn es auch 
erhebliche Schwierigkeiten mit sich bringen wird, 
den Bedarf an bestimmten öffentlichen Leistun­
gen exakt m ittelfristig vorauszuplanen, so sollten 
solche Bedarfsrechnungen jedoch stärker in der 
Öffentlichkeit diskutiert werden.

Die Ausgaben für Bildung, Wissenschaft und For­
schung werden generell zwar von niemandem 
negativ beurteilt, dennoch ist die Frage des sek­
toralen Bedarfs in Zukunft noch kritischer als bis­
her zu beobachten. Das gleiche g ilt fü r die Woh­
nungswirtschaft und in noch stärkerem Maße für 
die Raumordnungspolitik, die von ihrem Wesen 
her ein Großteil der öffentlichen Infrastruktur­
maßnahmen integriert. Flexibilität auf m ittelfristige

Zeit kann hier nicht das Programm sein, da die 
Technik solche Flexibilität in weiten Bereichen 
noch nicht zuläßt. Es sollten aber Freiräume der 
Planung geschaffen werden, wie z. B. die Ansätze 
fü r Planungsreserven es auf dem finanziellen 
Sektor schon andeuten.

Bemerkenswerte Ansätze

Eine sinnvolle Nutzung der erstellten staatlichen 
Kapazitäten muß auch m ittel- und langfristig eine 
Beeinflussung der privaten Nachfrage nach sich 
ziehen. Das sollte jedoch nicht nur dadurch er­
reicht werden, daß global private Verbrauchs­
und Investitionsausgaben relativ Zurückbleiben, 
sondern durch Variation der Struktur des privaten 
Verbrauchs. Die Nachfrage der privaten Haus­
halte nach Bildung zeigt, daß derartige Entwick­
lungen durchaus zu steuern sind. Solche Mög­
lichkeiten sollten auch Im Hinblick auf andere Be­
reiche offen gehalten werden. Dafür bietet sich 
für die nächsten Jahrzehnte besonders der Ver­
kehr an. Solange die Voraussetzung für eine Aus­
dehnung des Individualverkehrs durch die Bereit­
stellung neuer Straßen geschaffen wird, wird auch 
die Nachfrage in dieser Richtung nicht nachlassen. 
In vielen Fällen bietet sich aber unter volkswirt­
schaftlichen Gesichtspunkten vielmehr eine Um­
strukturierung von der Individual- zur Kollektiv­
nutzung an.

Auch die Frage, wie diese Reformen finanziert 
werden sollten, gehört in diesen Problemkreis. 
Eine Erhöhung der Steuerlastquote dürfte ange­
sichts der erwähnten fehlenden Teilbarkeit in öf­
fentlichen und privaten Verbrauch eigentlich nur 
noch eine Frage der Verteilung der zusätzlichen 
Steuerlast sein. Ebenso ist das Bestreben einzu­
ordnen, die vorgesehene Verschuldung des Staa­
tes stärker für eine Streuung der Vermögen ein­
zusetzen. Hier ist nicht ad hoc mit einem geänder­
ten Sparverhalten zu rechnen, sondern gerade 
unter Stabilitätsgesichtspunkten eine intensive 
Aufklärung erforderlich.

Die vorliegende m ittelfristige Finanzplanung des 
Bundes bis 1974 zeigt einige bemerkenswerte An­
sätze in der angegebenen Richtung. Weitgehend 
verborgen bleibt aber die Integration m it den an­
deren 5 0 %  des öffentlichen Sektors, nämlich mit 
den Ausgaben und Einnahmen der Länder und 
Gemeinden. Dazu kommt in Zukunft noch stärker 
als bisher die Koordinierung der nationalen Pla­
nungen mit den Vorhaben der EWG. Die Forde­
rung nach erhöhter Transparenz der staatlichen 
Aktivität ist eine unbedingte Voraussetzung für 
eine befriedigende Integration von öffentlichen 
und privaten Sektoren und damit für eine opti­
male Nutzung der hier vorgelegten Orientierungs­
daten.

656 W IRTSCHAFTSDIENST 1970/XI


